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Zusammenfassung  
Studie für den PETI-Ausschuss  

 

 Die interne und externe Dimension des illegalen 
Holzeinschlags: rechtliche Probleme und Lösungen 1 

 

Das allgemeine Ziel dieser Studie ist es, die interne und externe Dimension des illegalen Holzeinschlags in der 
EU zu bestimmen, um rechtliche Fragestellungen zu erörtern und Lösungen für eine wirksame Regulierung von 
Holz vorzuschlagen. Zu diesem Zweck werden in der Studie die Anforderungen bewertet, die sowohl an die 
Marktteilnehmer/Händler als auch an die zuständigen Behörden gestellt werden. In Anbetracht der Tatsache, 
dass die Durchsetzung von Mitgliedstaat zu Mitgliedstaat variiert, wurde in der Studie versucht, die nationalen 
Regelungen und Durchsetzungsmaßnahmen zu untersuchen, um festzustellen, ob die Unterschiede zwischen 
den Mitgliedstaaten die Regulierung von Holz untergraben könnten. Dazu wurden einzelne Petitionen, die 
angestoßen wurden, als Ausgangspunkt genommen. In diesen Petitionen wurden ernste Bedenken 
hinsichtlich des illegalen Holzeinschlags und der Abholzung in bestimmten EU-Ländern geäußert und es wurde 
auf die vielfältigen Folgen dieser Praktiken für die Umwelt hingewiesen. In den Petitionen wurde insbesondere 
nachdrücklich auf die mangelnde Bereitschaft der nationalen Behörden, das Problem des illegalen 
Holzeinschlags anzugehen, sowie auf die Untätigkeit der EU trotz der zunehmenden Zerstörung von 
                                                             
1 Volltext der Studie in englischer Sprache:  
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2021/700009/IPOL_STU(2021)700009_EN.pdf 
 

KURZFASSUNG 

Diese Studie wurde von der Fachabteilung Bürgerrechte und konstitutionelle Angelegenheiten des 
Europäischen Parlaments auf Antrag des PETI-Ausschusses in Auftrag gegeben und soll einen 
tieferen Einblick in die rechtlichen Aspekte des illegalen Holzeinschlags und des damit verbundenen 
Handels mit Holz oder Holzerzeugnissen aus illegalem Einschlag bieten. Die rechtlichen 
Anforderungen und ihre Auswirkungen auf verschiedene Akteure in der EU und in Drittländern 
werden analysiert. Außerdem werden die Unterschiede in den Durchsetzungs- und 
Sanktionssystemen der Mitgliedstaaten untersucht und deren Rolle bei der Umlenkung der 
Handelsströme analysiert. In der Studie wird auch die Möglichkeit geprüft, die Regulierung von Holz 
zu stärken, indem ihr Anwendungsbereich ausgeweitet wird und die ihr zugrunde liegenden 
Probleme wie Korruption und Menschenrechtsverletzungen angegangen werden. Außerdem wird 
in der Studie die externe Dimension untersucht, wobei der Schwerpunkt auf den freiwilligen 
Partnerschaftsabkommen mit wichtigen Erzeugerländern liegt. In der Studie werden verschiedene 
Empfehlungen zur Verbesserung der Regulierung formuliert, wobei sowohl die interne als auch die 
externe Dimension des illegalen Holzeinschlags berücksichtigt wird. 

https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2021/700009/IPOL_STU(2021)700009_EN.pdf
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Schutzgebieten und der schwerwiegenden und wiederholten Fälle von Gewalt gegen und sogar Ermordung 
von Informanten und Journalisten hingewiesen. In einer Petition wurde auch auf die gleichen Probleme in 
Brasilien hingewiesen, wo diese allerdings ein weit alarmierenderes Ausmaß einnehmen, und die EU 
aufgefordert, sich von diesen illegalen Praktiken und Missbräuchen zu distanzieren, indem sie das 
Freihandelsabkommen mit Brasilien aufkündigt. Ziel dieser Studie ist es, einen Überblick über die geltenden 
Rechtsvorschriften zu geben und die akademische Literatur umfassend auszuwerten, um auf Punkte 
hinzuweisen, die entweder weitere EU-Maßnahmen oder weitere Forschung erfordern.  

Illegaler Holzeinschlag und der damit einhergehende Handel mit Holz sind ein wesentlicher Treiber der 
Entwaldung und Waldschädigung. Die Auswirkungen auf die Umwelt sind weithin bekannt. Sie werden aber 
auch mit verschiedenen sozialen (z. B. Menschenrechtsverletzungen, Gewalt, Konflikte, Verletzung der Rechte 
indigener Völker usw.) und wirtschaftlichen Folgen (z. B. Steuerhinterziehung, illegaler Kapitalfluss) in 
Verbindung gebracht. Korruption und Betrug sind wesentliche der Entwaldung zugrunde liegende Faktoren 
und tragen zu mangelhafter Rechtsdurchsetzung, schwacher Rechtsstaatlichkeit und erschwertem Zugang zur 
Justiz sowie zu weiteren kriminellen Aktivitäten wie Bestechung und Geldwäsche bei. Die Komplexität der 
Regulierung des illegalen Holzeinschlags liegt in der Tatsache begründet, dass illegale Praktiken auf jeder Stufe 
der Holzlieferkette auftreten können, einschließlich beim Holzeinschlag, dem Transport, der Aufbereitung, der 
Verarbeitung, der Ausfuhr, der Einfuhr und dem Verkauf. Diese Komplexität erhöht das Risiko der Illegalität in 
der gesamten Lieferkette, was die Einhaltung der einschlägigen Gesetze erschwert und von allen Beteiligten 
eine verstärkte Kontrolle verlangt. Während der illegale Holzeinschlag in den großen Erzeugerländern Afrikas, 
Asiens und Südamerikas weitaus häufiger vorkommt, ist er auch in der Europäischen Union in Ländern wie 
Rumänien, Bulgarien oder Griechenland zu beobachten. Die Bedeutung des Verbrauchs von Holzprodukten in 
der EU und die Größe des Problems machen deutlich, dass angemessene und wirksame Regelungen sowie eine 
verstärkte Zusammenarbeit zwischen den Holz erzeugenden und den Holz verbrauchenden Ländern 
erforderlich sind. 

Die Annahme des Aktionsplans für Rechtsdurchsetzung, Politikgestaltung und Handel im Forstsektor (FLEGT) 
im Jahr 2003 ist die Antwort der EU auf das Problem des illegalen Holzeinschlags. Der FLEGT-Aktionsplan 
definiert die Politik der EU zur Bekämpfung des illegalen Holzeinschlags und des damit verbundenen Handels. 
Hieraus entstanden die FLEGT-Verordnung und die Holzverordnung der Europäischen Union (Holz-VO). Diese 
beiden Regulierungsinstrumente kombinieren Maßnahmen auf der Angebots- und der Nachfrageseite zur 
Förderung der grenzüberschreitenden Politikgestaltung im Forstsektor und damit zur Verbesserung der 
Gepflogenheiten beim Holzeinschlag. Die FLEGT-Verordnung (2005) konzentriert sich auf Maßnahmen auf der 
Angebotsseite und sieht freiwillige Partnerschaftsabkommen (VPA) mit Holz erzeugenden Ländern außerhalb 
der EU vor. Aufgrund des zeitlichen Rahmens für die Umsetzung der FLEGT-VPAs und der Gefahr der 
Umgehung und Geldwäsche reichen FLEGT-VPAs allein nicht aus, um das Problem des illegalen Holzeinschlags 
zu lösen. Infolgedessen wurde die Holz-VO (von 2010, 2013 in Kraft getreten) verabschiedet, um das 
Inverkehrbringen von Holz oder Holzerzeugnissen aus illegalem Einschlag auf dem Binnenmarkt zu verbieten 
und eine Sorgfaltspflicht für Marktteilnehmer einzuführen, wenn sie Holz bzw. Holzerzeugnisse erstmals auf 
dem Binnenmarkt in Verkehr bringen.  

FLEGT-VPAs sind freiwilliger Natur, schaffen aber verbindliche Verpflichtungen, sobald sie ratifiziert sind. Nach 
der Ratifizierung durch ein Drittland dürfen aus diesem Land nur noch Produkte mit einer FLEGT-Lizenz auf den 
EU-Markt gebracht werden. Die VPAs basieren auf der Definition von „Legalität“ und folglich auf dem 
Legalitätssicherungssystem (TLAS), das eine angemessene Überprüfung in Übereinstimmung mit spezifischen 
Legalitätsparametern ermöglicht. Da es keine allgemeingültige Definition von Legalität gibt, werden in jedem 
FLEGT-VPA die prioritären Bereiche und Themen des jeweiligen Landes berücksichtigt, und es wird den 
Beteiligten überlassen, sich gemeinsam auf eine länderspezifische Definition von legalem Holz zu einigen. Die 
Überprüfung der Legalität, wie sie in den VPAs befürwortet wird, ist ein partizipatorischer Ansatz für die 
Einhaltung unter Einbeziehung vieler Interessenträger, der den VPA-Ländern helfen soll, ihre eigenen 
innenpolitischen Anliegen anzugehen und eine Definition von Legalität zu entwickeln, die den besonderen 
Umständen ihrer Lieferketten entspricht. Durch die VPAs hat sich die Zusammenarbeit zwischen der EU und 
vielen Erzeugerländern verstärkt. Bilaterale Verhandlungen und der Aufbau von Kapazitäten haben 
umfassende rechtliche und institutionelle Reformen angestoßen. Darüber hinaus ist aufgrund des integrativen, 
partizipativen Ansatzes eine größere Akzeptanz der Gesetze zu erwarten, was wiederum zu einer besseren 
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Umsetzung und Durchsetzung führen wird. Nach achtzehn Jahren hat jedoch nur Indonesien ein Niveau 
erreicht, das als ausreichend für die Erteilung von FLEGT-Genehmigungen erachtet wurde. Probleme im 
Zusammenhang mit schwacher Verwaltung, Anforderungen und Herausforderungen bei der Durchsetzung 
müssen jedoch noch in Angriff genommen werden, damit das indonesische VPA zu einem wirklich wirksamen 
Instrument wird, um die Einhaltung der Rechtsvorschriften zu gewährleisten und der Entwaldung Einhalt zu 
gebieten. 

Durch die Holz-VO sollen gleiche Wettbewerbsbedingungen geschaffen werden, indem sie gleiche 
Anforderungen an die Legalität stellt, die sowohl für im Inland geschlagenes Holz als auch für aus allen anderen 
Ländern eingeführte Holzprodukte gelten. Die Holz-VO wird in jedem Mitgliedstaat durch die nationalen 
Gesetze umgesetzt und von den nationalen Behörden durchgesetzt. Die Mitgliedstaaten müssen wirksame, 
verhältnismäßige und abschreckende Sanktionen festlegen, um Verstöße gegen die Anforderungen der Holz-
VO zu ahnden.  

Der FLEGT-Aktionsplan und die Holz-VO haben dazu beigetragen, das Problem des illegalen Holzeinschlags in 
den Vordergrund zu rücken, und haben zu einer größeren Transparenz und Sensibilisierung für das Problem 
und seine Ursachen geführt. Dies hat das internationale Engagement der EU für Umweltfragen im Allgemeinen 
gestärkt und sich positiv auf andere nachfrageorientierte Märkte und auf die Forstwirtschaft ausgewirkt. 
Begründete Bedenken der Zivilgesellschaft haben wesentlich zum Fortschritt beigetragen, weil die ständige 
Kontrolle dieser Akteure zu einer Verbesserung der Entscheidungsfindung sowohl aufseiten der 
Wirtschaftsbeteiligten als auch aufseiten der Vollzugsbehörden geführt hat. In Myanmar zum Beispiel haben 
Durchsetzungsmaßnahmen im Rahmen der Holz-VO und verdeckte Ermittlungen von nichtstaatlichen 
Umweltorganisationen erhebliche Mängel im Überprüfungssystem aufgedeckt, woraufhin drastische 
Maßnahmen zur Verbesserung folgten. Es wurde jedoch auf die unzureichende Umsetzung und Durchsetzung 
in der EU selbst hingewiesen, was manchmal zu Umlenkungen der Handelsströme führt. Die Strafen werden 
als zu niedrig angesehen, um wirklich eine abschreckende Wirkung auf illegales Verhalten zu haben. Darüber 
werden durch die unterschiedlichen Sanktionsregelungen und die fehlende einheitliche Umsetzung in den 
Mitgliedstaaten die gleichen Wettbewerbsbedingungen untergraben, da die Marktteilnehmer, die sich strikt 
an die Anforderungen halten, benachteiligt werden. Die mangelnde Kenntnis der einschlägigen 
Rechtsvorschriften im Land des Holzeinschlags und die Komplexität in Verbindung mit dem illegalen 
Holzhandel stellen sowohl für die Marktteilnehmer als auch für die Vollzugsbehörden zusätzliche Hindernisse 
dar und erschweren die Verfolgung von Straftätern erheblich. Die Konzentration auf die Marktteilnehmer im 
Rahmen der Holz-VO und der begrenzte Anwendungsbereich der Verordnung tragen dazu bei, ihre 
Wirksamkeit zu begrenzen. 

Trotz staatlicher Bemühungen in vielen Ländern haben die zwischenstaatlichen Versäumnisse, ein globales 
Instrument zur Bekämpfung des illegalen Holzeinschlags zu unterzeichnen, und die zunehmende Kontrolle 
und Besorgnis durch Umweltgruppen und andere Akteure zur Entstehung einer privaten Zertifizierung geführt. 
Nationale und transnationale private Regulierungssysteme haben in Form von freiwilligen 
Selbstverpflichtungen, die eine Abkehr von traditionellen Regulierungsmechanismen darstellen, in mehreren 
Sektoren, darunter auch in der Forstwirtschaft, an Bedeutung gewonnen. Im Forstsektor bietet die 
Zertifizierung den Verbrauchern auch die glaubwürdige Gewähr dafür, dass die Produkte aus ökologisch 
verantwortlichen, sozial vorteilhaften und wirtschaftlich tragfähigen und nachhaltig bewirtschafteten Wäldern 
stammen. In den letzten Jahren werden einige der wichtigsten Forstzertifizierungssysteme (FSC, PEFC) 
zunehmend wegen ihrer mangelnden Unabhängigkeit, ihrer schwachen Durchsetzung und ihrer Anfälligkeit 
für Manipulation und Betrug infrage gestellt. Dennoch muss ihr bedeutender Beitrag zur Verbesserung der 
Waldbewirtschaftung und der Legalität von Holz anerkannt werden. FSC, PEFC und andere von Dritten 
geprüfte Systeme können als Instrumente von Sorgfaltspflichtregelungen verwendet werden, wenn die 
Marktteilnehmer sie für ausreichend glaubwürdig halten. Sie stellen jedoch keinen Nachweis der Legalität dar, 
und die Marktteilnehmer, die der Holz-VO unterliegen, müssen nach wie vor die Risiken bewerten und auf ein 
vernachlässigbares Maß mindern. Freiwillige Zertifizierungssysteme verfügen über keine gesetzliche 
Durchführungsbefugnis, die für ein umfassendes Konzept zur Bekämpfung des illegalen Holzeinschlags 
erforderlich ist.  
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Die Gestaltung der FLEGT-VPAs und der Holz-VO scheinen eine positive Bestätigung dafür zu sein, dass die 
Regulierung von Holz kaum als diskriminierend und unnötig handelsbeschränkend infrage gestellt werden 
kann. Erstens würden Handelsverhandlungen im Rahmen von VPAs, die einen bilateralen Austausch und für 
beide Seiten vorteilhafte Regelungen anstreben und einen Rahmen für den Aufbau von Kapazitäten bieten, 
höchstwahrscheinlich nicht zu einem Verstoß gegen die WTO-Bestimmungen führen. Zweitens wird in der 
Holz-VO offenbar kein Unterschied zwischen ausländischen und inländischen (gleichartigen) Produkten 
gemacht. Auch wird nicht die Einfuhr von illegalem Holz verboten, sondern vielmehr das „erste“ 
Inverkehrbringen von illegal geschlagenem Holz auf dem Binnenmarkt. Eine konsequente Umsetzung und 
Durchsetzung der Regulierung von Holz würde jedoch entscheidend dazu beitragen, dass sie 
nichtdiskriminierend bleibt und einem möglichen Einspruch bei der WTO standhält. 

Auf internationaler Ebene ist eine Verlagerung hin zu einer weltweiten Ordnungspolitik unerlässlich, um 
bestimmte immer wiederkehrende Probleme wie Umlenkungen von Handelsströmen, insbesondere über 
China, Korruption und Menschenrechtsverletzungen anzugehen.  

Die Studie schließt mit den folgenden Empfehlungen: 

Empfehlungen 
1- Die Holz-VO sollte eine klare und umfassende Definition des Begriffs „illegaler Holzeinschlag“ 

enthalten. Eine solche Definition sollte Gesetze gegen Korruption und Steuerhinterziehung, Gesetze 
zum Schutz der Rechte von Waldgemeinschaften und Gesetze gegen Menschenrechtsverletzungen 
einschließen. 

2- Der Geltungsbereich der Holz-VO sollte überprüft und auf alle auf dem EU-Markt verkauften Hölzer und 
Holzerzeugnisse ausgeweitet werden, um gleiche Wettbewerbsbedingungen zu gewährleisten und 
unlauteren Wettbewerb und Umlenkungen von Handelsströmen zu verhindern. 

3- In Anlehnung an die Auslegung des Begriffs „Marktteilnehmer“ in der deutschen Rechtsprechung 
könnte die Definition des Begriffs Marktteilnehmer im Rahmen der Holz-VO auf „jede Person, die 
aufgrund ihres wirtschaftlichen oder sonstigen Einflusses Kontrolle über den Holzeinschlag oder die 
Einfuhrvorgänge ausübt“ erweitert werden. 

4-  Die Sorgfaltspflicht sollte auf Händler ausgedehnt werden, um ihre Haftung zu erhöhen und das Risiko 
einer Handelsumgehung zu verringern. Das Verbot, Holz und Holzerzeugnisse aus illegalem Einschlag 
auf den EU-Markt zu bringen, sollte sowohl für Marktteilnehmer als auch für Händler gelten. 

5-  Die EU sollte die Anwendung wissenschaftlicher Methoden zur Überwachung der Entwaldung und zur 
Überprüfung der legalen Herkunft von Holz fördern. 

6- Die EU sollte die Mitgliedstaaten dabei unterstützen, mehr Mittel für die Umsetzung und Durchsetzung 
der Regulierung von Holz bereitzustellen. Dies würde zu einem einheitlicheren Ansatz in der gesamten 
EU beitragen. 

7- Die bestehenden Sanktionsregelungen sollten bewertet und gegebenenfalls überarbeitet werden, 
wobei die Umweltschäden und die Gewinne aus illegalen Tätigkeiten zu berücksichtigen sind. Es sollte 
ein stärker harmonisierter Ansatz in allen Mitgliedstaaten gefördert werden, um das Risiko einer 
Änderung der Versorgungswege zu begrenzen. 

8- Da Daten über die Überwachung, Durchsetzung und Sanktionierung derzeit weitgehend fehlen, ist es 
von entscheidender Bedeutung, Daten über die Durchsetzung der Holz-VO in den Mitgliedstaaten, d. h. 
über die Inspektionstätigkeiten, die Zahl der festgestellten Verstöße und die Art und den Umfang der 
verhängten Sanktionen, zu erheben. 

9- Die Notwendigkeit einer „grünen Staatsanwaltschaft“ der EU sollte in Betracht gezogen werden, um 
dem grenzüberschreitenden Charakter von Umweltverbrechen, einschließlich des illegalen 
Holzeinschlags und der damit verbundenen Finanzverbrechen und Menschenrechtsverletzungen, 
Rechnung zu tragen. Eine grüne Staatsanwaltschaft auf EU-Ebene würde grenzüberschreitende 
Ermittlungen und eine EU-weit harmonisierte Strafverfolgung erleichtern. 
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10- Es sollte geprüft werden, ob sektorübergreifend verbindliche Rechtsvorschriften über die 
Sorgfaltspflicht in den Bereichen Menschenrechte und Umweltschutz erforderlich sind. Solche 
Regulierungsinstrumente sollten wirksame Rechtsbehelfe und den Zugang zur Justiz für Opfer sowie 
die Haftung von Unternehmen vorsehen. 

11- Die Einhaltung der Vorschriften sollte nicht allein durch die Angst vor Sanktionen motiviert sein. Eine 
stärkere Sensibilisierung der Marktteilnehmer/Händler kann freiwillige Initiativen zur Einhaltung der 
Vorschriften und eine Verlagerung hin zu einer systematischeren sozialen Verantwortung der 
Unternehmen entlang der gesamten Lieferkette auslösen. 
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